
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

  

                                                                                                         Magdeburg, 20.08.2026 

 

Stellungnahme des Verbandes Deutscher 

Privatschulen Sachsen-Anhalt e. V. (VDP Sachsen-
Anhalt) zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt zum Pflegeberufegesetz 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

der VDP Sachsen-Anhalt bedankt sich für die Einräumung 

der Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
zum Pflegeberufegesetz. 

 
Der VDP Sachsen-Anhalt begrüßt ausdrücklich das 

Bestreben des Gesetzgebers, die bundesrechtliche 
Einführung der generalistischen 

Pflegefachassistenzausbildung zum 1. Januar 2027 
landesrechtlich umzusetzen und hierfür die erforderlichen 

Regelungen im Ausführungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt zu schaffen. Die Zusammenführung der Regelungen 

zum Pflegeberufegesetz und zum 
Pflegefachassistenzgesetz in einem gemeinsamen 

Landesgesetz erscheint aus Gründen der Systematik, der 

Verwaltungsvereinfachung und der Praxisnähe 
grundsätzlich sachgerecht. 

 
Nach unserer Einschätzung enthält der Entwurf jedoch 

Formulierungen, die den Eindruck erwecken, dass künftig 
jede staatlich anerkannte Pflegeschule verpflichtet sein 

soll, sowohl den Bildungsgang zur Pflegefachperson nach 
dem Pflegeberufegesetz als auch den Bildungsgang zur 

Pflegefachassistenzperson nach dem 
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Pflegefachassistenzgesetz anzubieten, zumindest 
erwecken die Formulierungen des vorliegenden Entwurfes 

den Eindruck, dass alle Voraussetzungen der 

vorgenannten Gesetze erfüllt werden müssen, um eine 
statttliche Anerkennung als Pflegeschule zu erhalten. Ein 

derartiges Regelungsziel lässt sich allerdings weder aus 
Bundesrecht ableiten noch erscheint es aus fachlicher oder 

praktischer Sicht sachgerecht. Das 
Pflegefachassistenzgesetz verpflichtet die Länder zur 

Schaffung eines Rechtsrahmens für die Ausbildung, enthält 
jedoch keine Verpflichtung, beide Bildungsgänge an einer 

Schule zu bündeln bzw. anzubieten. 
 

Nach unserem Verständnis sollte der Begriff der 
Pflegeschule künftig den Oberbegriff bilden, so dass unter 

dem Dach einer staatlich anerkannten Pflegeschule künftig 
ein oder mehrere Bildungsgänge geführt werden können. 

Hierzu sollen der Bildungsgang nach dem 

Pflegeberufegesetz und der Bildungsgang nach dem 
Pflegefachassistenzgesetz gehören. Die Entscheidung, 

welcher der beiden oder beide Bildungsgänge gemeinsam 
angeboten werden, muss jedoch weiterhin dem jeweiligen 

Schulträger überlassen bleiben. 
 

Gerade im Land Sachsen-Anhalt existieren zahlreiche 
bewährte Schulstandorte, die sich auf die Ausbildung von 

Pflegefachpersonen oder zum/zur Pflegehelfer/in 
spezialisiert haben. Es ist daher zu erwarten, dass einzelne 

Träger künftig ausschließlich die Pflegefachausbildung oder 
die Pflegefachassistenzausbildung anbieten wollen werden. 

Beide Modelle (jeweils nur einen Bildungsgang oder auch 
beide Bildungsgänge) müssen auch künftig zulässig 

bleiben. Eine gesetzliche Konstruktion, nach der die 

staatliche Anerkennung faktisch voraussetzt, dass beide 
Bildungsgänge angeboten werden müssen, würde die 

bestehende Schullandschaft erheblich beeinträchtigen und 
könnte insbesondere kleinere Träger vor nicht erfüllbare 

organisatorische und wirtschaftliche Anforderungen 
stellen. 

 
Vor diesem Hintergrund sehen wir insbesondere folgende 

Regelungen als überarbeitungsbedürftig an: 
 

1. § 1 - Begriff der Pflegeschule 
 

Die vorgesehene Formulierung 
„Eine Pflegeschule im Sinne dieses Gesetzes ist eine Bil-

dungseinrichtung, die nach Maßgabe dieses Gesetzes als 

Pflegeschule nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Pflegeberufege-
setzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), zuletzt geän-



 

 3 

dert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 15. August 2019 
(BGBl. I S. 1307, 1331) und nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des 

Pflegefachassistenzgesetzes vom 31. Oktober 2025, staat-

lich anerkannt ist." legt nach ihrem objektiven 
Erklärungsgehalt nahe, dass jede Pflegeschule beide 

Bildungsgänge umfassen muss. Dies entspricht nach 
unserer Auffassung nicht dem beabsichtigten 

Regelungsziel. 
 

Wir regen an, bereits in § 1 klarzustellen, dass 
Pflegeschulen einen oder mehrere Bildungsgänge führen 

können, mithin müsste es heißen Eine Pflegeschule im 
Sinne dieses Gesetzes ist eine Bildungseinrichtung, die 

nach Maßgabe dieses Gesetzes als Pflegeschule nach § 6 
Abs. 2 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2581), zuletzt geändert durch Artikel 16 des 
Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307, 1331) 

und/oder nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Pflegefachassis-

tenzgesetzes vom 31. Oktober 2025, staatlich anerkannt 
ist. 

 
Oder in § 1 könnte beispielsweise aufgeführt werden: 

 
„Pflegeschulen können den Bildungsgang nach dem 

Pflegeberufegesetz, den Bildungsgang nach dem 
Pflegefachassistenzgesetz oder beide Bildungsgänge 

anbieten." 
 

Eine derartige Grundsatzregelung würde zugleich den 
Auslegungsspielraum für sämtliche nachfolgenden 

Vorschriften eindeutig vorgeben. 
 

2. Verwendung des Wortes „sowie" und des Wortes  

„und“ 
 

An zahlreichen Stellen des Gesetzentwurfs werden die 
Anforderungen des Pflegeberufegesetzes sowie des 

Pflegefachassistenzgesetzes kumulativ genannt. 
 

Dies betrifft unter anderem 
• § 2 Abs. 1, Abs. 2; Abs. 3, Abs. 4 

• § 3 Abs. 2, 
• weitere Anerkennungs- und 

Qualifikationsvorschriften. 
 

Die Begriffe „sowie" und „und“ werden im juristischen 
Sprachgebrauch regelmäßig als kumulative Voraussetzung 

verstanden. Damit entsteht der Eindruck, dass sämtliche 

Anerkennungsvoraussetzungen beider Gesetze gleichzeitig 
erfüllt sein müssen. 
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Soll hingegen – wie aus unserer Sicht beabsichtigt – die 

Anerkennung jeweils für den oder die beantragten 

Bildungsgänge erfolgen, sollte dies sprachlich eindeutig 
zum Ausdruck gebracht werden, etwa durch 

Formulierungen wie 
• „nach dem Pflegeberufegesetz oder dem 

Pflegefachassistenzgesetz", 
• „für den jeweiligen Bildungsgang", 

• „für die beantragten Bildungsgänge". 
 

Nur so wird ausgeschlossen, dass reine Pflegefachschulen 
oder reine Pflegefachassistenzschulen künftig von einer 

staatlichen Anerkennung ausgeschlossen werden. 
 

3. § 5 - Anzeigepflichten 
 

Auch die Neuregelung des § 5 Abs. 2 begegnet Bedenken. 

Danach sollen Pflegeschulen künftig die Klassenstärken 
„der beiden Bildungsgänge" anzeigen. Diese Formulierung 

setzt wiederum voraus, dass beide Bildungsgänge 
vorhanden sind. 

 
Sachgerechter wäre eine Regelung, die auf die tatsächlich 

eingerichteten Bildungsgänge abstellt, beispielsweise durch 
die Formulierung: 

„die Klassenstärken der eingerichteten Bildungsgänge" 
oder 

„des jeweiligen Bildungsgangs". 
 

Damit würde der Wortlaut der tatsächlichen 
Organisationsstruktur der Schulen entsprechen. 

 

Darüber hinaus regen wir an, die Neufassung des  
§ 4 hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf laufende 

Ausbildungsverhältnisse zu überprüfen. 

Die vorgesehene gebundene Rücknahme beziehungsweise  
der Widerruf der staatlichen Anerkennung erhöht zwar die 

Rechtsklarheit. Gleichzeitig stellt sich jedoch die Frage, wie 
die Fortführung bereits begonnener Ausbildungen im Falle 

einer Rücknahme oder eines Widerrufs sichergestellt wer-

den soll. 

Die Maßnahme trifft nicht allein den Schulträger, sondern 
in besonderem Maße die Auszubildenden, die auf den Fort-

bestand ihrer Ausbildung vertrauen dürfen. 

Vor diesem Hintergrund sollte der Gesetzentwurf eine Re-
gelung oder zumindest eine Klarstellung enthalten, wie der 

geordnete Abschluss laufender Ausbildungsgänge oder der 
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Übergang an eine andere staatlich anerkannte Pflegeschule 
gewährleistet werden kann. Möglich wäre ein Widerruf oder 

eine Rücknahme zum Schuljahresende. 

Ferner regen wir an, die ersatzlose Streichung der 

Evaluierungsvorschrift § 15 nochmals zu überden-
ken. 

Mit der Einführung der generalistischen Pflegefachassis-

tenzausbildung wird ein neuer Ausbildungsgang geschaf-

fen, dessen praktische Umsetzung, Übergänge in weiter-
führende Qualifikationen sowie Auswirkungen auf die Aus-

bildungslandschaft bislang nicht bewertet werden können. 

Vor diesem Hintergrund erscheint eine gesetzlich vorgese-
hene Evaluation weiterhin sachgerecht. Sie könnte insbe-

sondere Erkenntnisse zur Entwicklung der Ausbildungszah-
len, zur Durchlässigkeit zwischen den Bildungsgängen so-

wie zur personellen Ausstattung der Pflegeschulen liefern 
und damit eine fundierte Grundlage für zukünftige gesetz-

geberische Entscheidungen schaffen. 

Abschließend bleibt zu sagen, dass der Gesetzentwurf aus 

Sicht des VDP Sachsen-Anhalt einen sachgerechten und 
begrüßenswerten Ansatz verfolgt, jedoch sollte deutlicher 

herausgearbeitet werden, dass die Pflegeschule als 
organisatorischer Oberbegriff zu verstehen ist, unter 

dessen Dach einer, der Beiden oder beide Bildungsgänge 
geführt werden können. 

 
Die derzeitigen Formulierungen lassen dagegen den 

Schluss zu, dass künftig jede Pflegeschule zwingend beide 

Bildungsgänge vorhalten muss. Eine solche Rechtsfolge 
dürfte weder dem gesetzgeberischen Ziel entsprechen noch 

wäre sie geeignet, die bestehende Schulstruktur im Land 
Sachsen-Anhalt zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

 
Soweit zu unseren Anmerkungen. Der VDP Sachsen-Anhalt 

steht selbstverständlich für einen weiterführenden 
fachlichen Austausch sowie zur Erörterung möglicher 

Formulierungsvorschläge jederzeit gern zur Verfügung. 
  

Mit freundlichen Grüßen 

 
Kristin Langhoff-Rossol  
- Rechtsanwältin - 

 


